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Bundesrätliche Unternehmungen zum Verbot
von rassistischen Symbolen

Grundrechte

Im Februar gab der Bundesrat den Vorentwurf zu einem Gesetzespaket in die
Vernehmlassung, welches griffigere rechtliche Mittel zur Bekämpfung von Rassismus
und Gewaltpropaganda enthält. So soll namentlich die öffentliche Verwendung von
Kennzeichen verboten werden, welche mit Rassismus assoziiert werden, wie etwa
Hakenkreuze oder SS-Zeichen. Die Gesetzesrevision strebt zudem auch an, die
Zugehörigkeit zu rassendiskriminierenden Vereinigungen oder zu Organisationen,
welche zu Gewalt aufrufen, unter Strafe zu stellen. Im Hinblick auf die Durchführung
der Fussball-Europameisterschaft in der Schweiz im Jahre 2008 schlug die Regierung
auch die gesetzlichen Grundlagen für eine Datenbank vor, in der sogenannte Hooligans,
aber auch andere gewalttätig vorgehende Individuen erfasst werden können. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.02.2003
HANS HIRTER

Der Bundesrat gab im Dezember sein weiteres Vorgehen bei der Schaffung von
griffigeren rechtlichen Mitteln zur Bekämpfung von Rassismus und Gewaltpropaganda
bekannt. Da die Einführung der Strafbarkeit der Zugehörigkeit zu
rassendiskriminierenden Vereinigungen in der Vernehmlassung keine Mehrheit
gefunden habe, werde man sich auf ein Verbot der öffentlichen Verwendung von
Symbolen konzentrieren, welche mit Rassismus assoziiert werden, wie etwa
Hakenkreuze oder SS-Zeichen. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.12.2004
HANS HIRTER

Im Bestreben, griffigere rechtliche Mittel zur Bekämpfung von Rassismus und
Gewaltpropaganda zu schaffen, nahm die Rechtskommission des Nationalrats das
Anliegen einer Petition der Jugendsession 2003 auf und reichte eine Motion ein für ein
Verbot der öffentlichen Verwendung von Symbolen, welche für extremistische,
gewalttätige oder rassistische Bewegungen stehen (z.B. Hakenkreuz). Im Einverständnis
mit dem Bundesrat hiess der Nationalrat diese Motion gut. Bundesrat Blocher
erläuterte in diesem Zusammenhang, dass er ein derartiges Verbot nicht wie
ursprünglich geplant zusammen mit den Strafnormen zur Bekämpfung des
Hooliganismus bei Sportveranstaltungen und der Propaganda für Gewalt vorlegen
werde. Letztere seien wegen der in der Schweiz stattfindenden
Fussballeuropameisterschaft 2008 vordringlich. Der Ständerat akzeptierte die Motion
und die Petition in der Folge ebenfalls. 3

MOTION
DATUM: 15.06.2005
HANS HIRTER

Im Juli eröffnete das EJPD die Vernehmlassung über ein Verbot der öffentlichen
Verwendung, Verbreitung und der Ein- und Ausfuhr von rassistischen Symbolen wie
zum Beispiel das Hakenkreuz. Ein solches Verbot hatte der Nationalrat 2005 mit einer
Motion gefordert. Als rassistisch gelten nach den geplanten Bestimmungen
insbesondere Symbole des Nationalsozialismus und auch deren Abwandlungen, die in
rechtsextremen Kreisen als Ersatz verwendet werden. Diese Vorschläge stiessen in der
Konsultation auf breiten Widerstand. Die Konferenz der Strafverfolgungsbehörden der
Schweiz gab zu bedenken, die vorgesehenen Bestimmungen seien nur schwer
anzuwenden. Dagegen sprachen sich auch die FDP, die SVP und die Grünen aus,
während sich CVP und SP nicht zur Vorlage äusserten. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.07.2009
HANS HIRTER

Nachdem der Vorentwurf für ein Verbot der Verwendung von Symbolen, welche
extremistische, zu Gewalt und Rassendiskriminierung aufrufende Bewegungen
verherrlichen, in der Vernehmlassung auf breiten Widerstand gestossen war, beschloss
der Bundesrat im Sommer 2010, auf die vorgeschlagene Ergänzung des
Strafgesetzbuchs und des Militärstrafgesetzes zu verzichten. Wie die Regierung in
einem entsprechenden Bericht darlegte, schliesse sie sich den in der Vernehmlassung
vorgebrachten Argumenten an, dass eine genügend bestimmte Definition der
verbotenen Symbole schwierig wäre und dass ein solches Verbot «keinem dringenden
gesellschaftlichen Bedürfnis» entspreche. Auf der Grundlage dieses Berichts
beantragte sie der Bundesversammlung, die Motion 04.3224, mit der die Forderung
nach dem Verbot eingebracht worden war, abzuschreiben. Die eidgenössischen Räte
kamen diesem Antrag im darauffolgenden Jahr stillschweigend nach und schrieben die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.09.2011
KARIN FRICK
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Motion ab. 5

Bericht zum Verbot von
nationalsozialistischen und rassistischen
Symbolen

Öffentliche Ordnung

Im Dezember 2022 veröffentlichte das Bundesamt für Justiz einen Bericht zum Verbot
von nationalsozialistischen, rassistischen, gewaltverherrlichenden und
extremistischen Symbolen. Bundesrätin Karin Keller-Sutter hatte den Bericht in
Reaktion auf mehrere eingereichte Vorstösse zum Thema (Mo. 21.4354, Pa.Iv. 21.524,
Pa.Iv. 21.525) anfertigen lassen. Gemäss der aktuellen Rechtslage könne eine öffentliche
Verwendung solcher Symbole von der Antirassismus-Strafnorm in Artikel 261bis StGB
erfasst werden. Straflos sei die Verwendung nur, wenn die Symbole ohne
Propagandaabsicht – die Absicht, andere Personen von dieser Ideologie überzeugen zu
wollen –, in nicht gegen die Menschenwürde verstossender Weise und ohne
Diskriminierungs- oder Herabsetzungsabsicht gezeigt würden. Es bestehe diesbezüglich
ein weiter Ermessensspielraum, konstatierte das BJ. Im Bericht zeigte das Bundesamt
verschiedene Möglichkeiten auf, wie ein weitergehendes Verbot auf Bundes- oder
kantonaler Ebene verankert werden könnte. Neben einer Erweiterung von Artikel 261bis
StGB um ein explizites Verbot der Verwendung nationalsozialistischer und rassistischer
Symbole wäre auch die Schaffung eines neuen Spezialgesetzes denkbar. Dies erlaubte
eine spezifischere Regelung und die Ahndung von Verstössen im
Ordnungsbussenverfahren. Für eine weniger straf- sondern mehr
präventionsfokussierte Lösung sah das BJ eine Verankerung im kantonalen Polizeirecht
als gangbaren Weg. Ungeachtet der gewählten Variante stelle die Formulierung des
Verbots eine Herausforderung dar, so die Schlussfolgerung des Berichts: Das Verbot
müsse einerseits bestimmt genug formuliert sein, damit die Bevölkerung weiss, was
verboten und was erlaubt ist. Bereits eine Klassifizierung in verbotene und erlaubte
Symbole erweise sich allerdings als schwierig, da manche von Extremistinnen und
Extremisten verwendete Symbole – etwa Buchstaben- und Zahlenkombinationen – je
nach Zusammenhang eine extremistische oder eine alltägliche Bedeutung haben
könnten. Weiter müsste die Verwendung zu wissenschaftlichen, schulischen,
künstlerischen oder journalistischen Zwecken geregelt werden. Andererseits müsste die
Verbotsnorm offen genug formuliert sein, damit die Gerichte die Aktualität und den
Kontext des Einzelfalls berücksichtigen können.
In einer Medienmitteilung, aus der etwa die Aargauer Zeitung zitierte, betonten die
beiden jüdischen Dachverbände SIG und PLJS, dass in dieser Frage dringender
Handlungsbedarf bestehe. Das geltende Recht habe Lücken, die gezielt ausgenutzt
würden. Sie forderten Bundesrat und Parlament auf, rasch ein Verbot von
nationalsozialistischen Symbolen umzusetzen, denn bei der Verwendung dieser
Symbole dürfe es keinen Graubereich mehr geben. 6

BERICHT
DATUM: 15.12.2022
KARIN FRICK

Verbot der öffentlichen Verwendung von
extremistischen, gewaltverherrlichenden und
rassistischen Symbolen (Pa.Iv. 21.524)

Öffentliche Ordnung

Mit einer Ende 2021 eingereichten parlamentarischen Initiative wollte Nationalrat
Angelo Barrile (sp, ZH) die öffentliche Verwendung von extremistischen,
gewaltverherrlichenden und rassistischen Symbolen verbieten. Die Schweiz sei eines
von wenigen Ländern, das die öffentliche Verwendung von Hakenkreuzen, dem
Hitlergruss oder Ku-Klux-Klan-Symbolik nicht verbiete, stellte der Initiant in der
Begründung fest. Seit der Bundesrat den letzten Anlauf für ein solches Verbot im Jahr
2010 nach der Vernehmlassung abgebrochen und dafür neben
Umsetzungsschwierigkeiten auch das Fehlen eines dringenden gesellschaftlichen
Bedürfnisses geltend gemacht habe, habe sich dieses gesellschaftliche Bedürfnis
verändert, argumentierte Barrile. Die öffentliche Verbreitung einschlägiger Symbole
nehme zu; als Belege nannte er das bisher grösste Neonazi-Konzert Europas in

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.01.2023
KARIN FRICK
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Unterwasser (SG) 2016, den unbehelligten Ku-Klux-Klan-Aufmarsch an der Schwyzer
Fasnacht 2019 und die «inflationäre» Verwendung von rassistischen Symbolen und
Hassrhetorik im Zuge der Coronaproteste. Die heutige Gesetzgebung missachte den
Effekt solcher Symbole auf die Öffentlichkeit, auch wenn sie ohne explizite
Werbeabsicht gezeigt würden. Nachdem der Bundesrat Ende 2022 einen Bericht zur
Thematik veröffentlicht hatte, kam die RK-NR Anfang 2023 zum Schluss, es sei
notwendig, stärker gegen die Verbreitung nationalsozialistischer Symbole vorzugehen,
und gab der parlamentarischen Initiative Barrile mit 12 zu 11 Stimmen Folge. Gleichzeitig
lancierte sie eine eigene Kommissionsinitiative für ein spezialgesetzliches Verbot der
öffentlichen Verwendung von nationalsozialistischen, rassendiskriminierenden,
gewaltverherrlichenden und extremistischen Symbolen (Pa.Iv. 23.400). 7

Im Oktober 2023 befasste sich die RK-SR mit mehreren Vorstössen für ein Verbot von
extremistischen, insbesondere nationalsozialistischen, Symbolen in der
Öffentlichkeit, darunter auch mit der parlamentarischen Initiative Barrile (sp, ZH). Die
Kommission begrüsste ein Verbot für entsprechende Symbole, erachtete den Weg über
eine Motion allerdings als zielführender als jenen über eine parlamentarische Initiative.
Sie lancierte daher eine eigene Kommissionsmotion (Mo. 23.4318) und gab der
parlamentarischen Initiative Barrile keine Folge. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.10.2023
KARIN FRICK

Nachdem die RK-SR im Oktober 2023 zugunsten einer eigenen Kommissionsmotion
(Mo. 23.4318) der parlamentarischen Initiative Barrile (sp, ZH) für ein Verbot der
öffentlichen Verwendung von extremistischen, gewaltverherrlichenden und
rassistischen Symbolen keine Folge gegeben hatte, empfahl die Rechtskommission des
Nationalrates mit 14 zu 2 Stimmen (6 Enthaltungen) weiterhin deren Annahme. Wie
Kommissionssprecherin Patricia von Falkenstein (ldp, BS) im Plenum ausführte, halte
sich das Parlament damit die Möglichkeit offen, die Gesetzgebung des Bundesrates
allenfalls durch einen eigenen Erlassentwurf zu beschleunigen. Eine
Kommissionsminderheit um Barbara Steinemann (svp, ZH) und Manfred Bühler (svp, BE)
sprach sich grundsätzlich gegen ein Verbot von solchen Symbolen aus und beantragte
daher, der Initiative keine Folge zu geben. Die Kommissionsinitiative kam gemeinsam
mit der Kommissionsmotion der RK-SR und einer Kommissionsinitiative der RK-NR
(Pa.Iv. 23.400) zur Behandlung in den Nationalrat, welcher in der Sondersession vom
April 2024 mit 132 zu 41 Stimmen bei 15 Enthaltungen der Kommissionsinitiative Folge
gab. Die Gegenstimmen und Enthaltungen stammten ausschliesslich von den
Mitgliedern der SVP-Fraktion. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.04.2024
LUKAS LÜTOLF

Spezialgesetzliches Verbot der öffentlichen
Verwendung von nationalsozialistischen
Symbolen (Pa.Iv. 23.400)

Öffentliche Ordnung

Nachdem der Bundesrat Ende 2022 einen Bericht zum Thema veröffentlicht hatte,
erachtete es die RK-NR als notwendig, die Verwendung und Verbreitung von
nationalsozialistischen Symbolen konsequenter zu unterbinden. Mit 12 zu 11 Stimmen
lancierte sie im Januar 2023 daher eine parlamentarische Initiative für ein
spezialgesetzliches Verbot der öffentlichen Verwendung von nationalsozialistischen,
rassendiskriminierenden, gewaltverherrlichenden und extremistischen Symbolen. Sie
wählte den Weg über das neu zu schaffende Spezialgesetz, weil dieses genug Raum
biete, um das neue Verbot und seine Ausnahmen genau zu beschreiben, und es
ermögliche, Verstösse im Ordnungsbussenverfahren zu ahnden. Mit einer Verankerung
des Verbots im Strafgesetzbuch – wie sie eine parlamentarische Initiative Suter (sp, AG;
Pa.Iv. 21.525) forderte – wäre dies nicht möglich, argumentierte die Kommission. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.01.2023
KARIN FRICK
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Im Oktober 2023 befasste sich die RK-SR mit mehreren Vorstössen für ein Verbot von
extremistischen, insbesondere nationalsozialistischen, Symbolen in der Öffentlichkeit,
darunter auch mit der parlamentarischen Initiative ihrer Schwesterkommission für ein
spezialgesetzliches Verbot der öffentlichen Verwendung von nationalsozialistischen,
rassendiskriminierenden, gewaltverherrlichenden und extremistischen Symbolen. Die
Kommission begrüsste ein Verbot für entsprechende Symbole, erachtete den Weg über
eine Motion allerdings als zielführender als jenen über eine parlamentarische Initiative.
Sie lancierte daher eine eigene Kommissionsmotion (Mo. 23.4318) und gab der
parlamentarischen Initiative der RK-NR keine Folge. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.10.2023
KARIN FRICK

Nachdem die RK-SR im Oktober 2023 zugunsten einer eigenen Kommissionsmotion
(Mo. 23.4318) der parlamentarischen Initiative ihrer Schwesterkommission für ein
spezialgesetzliches Verbot der öffentlichen Verwendung von nationalsozialistischen,
rassendiskriminierenden, gewaltverherrlichenden und extremistischen Symbolen
keine Folge gegeben hatte, empfahl die RK-NR mit 15 zu 2 Stimmen (5 Enthaltungen)
weiterhin deren Annahme. Wie Kommissionssprecherin Patricia von Falkenstein (ldp,
BS) im Plenum ausführte, halte sich das Parlament damit die Möglichkeit offen, die
Gesetzgebung des Bundesrates allenfalls durch einen eigenen Erlassentwurf zu
beschleunigen. Eine Kommissionsminderheit um Barbara Steinemann (svp, ZH) und
Manfred Bühler (svp, BE) sprach sich grundsätzlich gegen ein Verbot von solchen
Symbolen aus und beantragte daher, der Initiative keine Folge zu geben. Die
Kommissionsinitiative kam gemeinsam mit der Kommissionsmotion der RK-SR und der
parlamentarischen Initiative Barrile (sp, ZH) (Pa.Iv. 21.524) zur Behandlung in den
Nationalrat, welcher in der Sondersession vom April 2024 mit 132 zu 41 Stimmen bei 15
Enthaltungen der Kommissionsinitiative Folge gab. Die Gegenstimmen und
Enthaltungen stammten ausschliesslich von den Mitgliedern der SVP-Fraktion. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.04.2024
LUKAS LÜTOLF

Öffentliche Verwendung und Verbreitung
rassendiskriminierender Symbole in jedem
Fall unter Strafe stellen (Pa.Iv. 21.525)

Öffentliche Ordnung

Im Januar 2023 beschloss die RK-NR mit 11 zu 10 Stimmen bei einer Enthaltung, einer
parlamentarischen Initiative Suter (sp, AG), die die öffentliche Verwendung und
Verbreitung rassendiskriminierender Symbole in jedem Fall unter Strafe stellen wollte,
keine Folge zu geben. Die Initiantin hatte verlangt, dass das Strafgesetzbuch
dahingehend geändert wird, dass das Zeigen von rassendiskriminierenden,
insbesondere nationalsozialistischen, Symbolen mit Busse bestraft würde, auch wenn
dies ohne die Absicht geschieht, die damit verbundene Ideologie zu bewerben.
Nachdem der Bundesrat einen Bericht zur Thematik veröffentlicht hatte, wollte die
Kommission das Anliegen lieber mit einem spezialgesetzlichen Verbot regeln, weshalb
sie eine eigene Kommissionsinitiative lancierte (Pa.Iv. 23.400) und die Initiative Suter
ablehnte. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.01.2023
KARIN FRICK

Da das Anliegen über die beiden parlamentarischen Initiativen Barrile (sp, ZH; Pa.Iv.
21.524) und der RK-NR (Pa.Iv. 23.400) weiterverfolgt werden würde, zog Gabriela Suter
(sp, AG) ihre Initiative für ein Verbot der öffentlichen Verwendung und Verbreitung
rassendiskriminierender Symbole in der Frühjahrssession 2023 zurück. Ihre Initiative
war von der RK-NR zugunsten der beiden anderen nicht unterstützt worden, weil sie
eine Ergänzung des Strafgesetzbuchs forderte und die Kommission das Verbot lieber in
einem Spezialgesetz regeln wollte. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.02.2023
KARIN FRICK

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 5



Keine Verherrlichung des Dritten Reiches.
Nazisymbolik im öffentlichen Raum
ausnahmslos verbieten (Mo. 21.4354)

Öffentliche Ordnung

Entgegen dem Antrag des Bundesrates nahm der Nationalrat in der Sondersession vom
Mai 2023 eine Motion Binder-Keller (mitte, AG) mit dem Ziel an, Nazisymbolik im
öffentlichen Raum ausnahmslos zu verbieten. Seine Ablehnung begründete der
Bundesrat unter anderem damit, dass das geltende Recht die öffentliche Verwendung
von nationalsozialistischen und anderen rassistischen Symbolen zu Propagandazwecken
bereits verbiete. Ohne Propagandaabsicht würden die Menschenwürde und der
öffentliche Frieden indes nur «mittelbar» beeinträchtigt. Die Meinungsfreiheit gelte
zwar nicht absolut, aber gemäss Rechtsprechung des Bundesgerichts sei
«hinzunehmen, dass auch stossende Ansichten vertreten werden, selbst wenn sie für
die Mehrheit unhaltbar sind», so die Regierung in ihrer Stellungnahme vom Februar
2022.
Wie die Motionärin ein gutes Jahr darauf im Ratsplenum schilderte, habe diese
«seltsame Antwort» des Bundesrates einigen «Aufruhr» verursacht, sodass sich dieser
veranlasst gesehen habe, einen Bericht zum Thema in Auftrag zu geben. Dieser sei dann
zum Schluss gekommen, dass ein Verbot von Nazisymbolik machbar sei, weshalb sie den
Rat ersuche, «ein solches Verbot auf den Weg zu schicken», so Binder-Keller.
Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider bestätigte diese Folgerung und merkte an,
dass die Diskussion um ein einschlägiges Verbot bei Weitem noch nicht abgeschlossen
sei. Deren Fortführung werde schon durch die zwei hängigen parlamentarischen
Initiativen der RK-NR (Pa.Iv. 23.400) und Barrile (sp, ZH; Pa.Iv. 21.524) garantiert,
weshalb die vorliegende Motion abgelehnt werden könne. Die Mehrheit in der grossen
Kammer sah dies jedoch anders und hiess den Vorstoss mit 141 zu 42 Stimmen bei 4
Enthaltungen gut. Die Gegenstimmen stammten aus den Fraktionen der SVP und der
FDP. 15

MOTION
DATUM: 04.05.2023
KARIN FRICK

In der Wintersession 2023 lehnte der Ständerat die Motion Binder-Keller (mitte, AG) ab,
die zum Ziel hatte, Nazisymbolik im öffentlichen Raum ausnahmslos zu verbieten. Er
folgte damit, anders als der Nationalrat, der Empfehlung des Bundesrates und nahm
stattdessen eine Kommissionsmotion der RK-SR an, die den Wirkungsbereich des
Verbotes auf weitere extremistische, gewaltverherrlichende und
rassendiskriminierende Symbole ausweiten und es der Regierung überlassen will, ob
das Verbot in einem Spezialgesetz oder im Strafgesetzbuch umzusetzen sei. Die
Motionärin plädierte vergeblich dafür, beide Motionen anzunehmen und so dem Verbot
von nationalsozialistischer Symbolik konkret Schub zu verleihen sowie den
vorangegangenen Bericht des Bundesrates gebührend zu berücksichtigen. Die enge
Umsetzungsvorgabe der Motion sei zudem bewusst gewählt, um die nach Artikel 1 StGB
erforderliche klare Definition zu gewährleisten. Eine Mehrheit war jedoch davon
überzeugt, dass der Antrag der Kommission die genannte Forderung genügend mit
einschliesse und hiess die Kommissionsmotion mit 23 zu 16 Stimmen bei 3
Enthaltungen gut. Die Gegenstimmen stammten von Mitte-Links, welche die Motion
Binder-Keller überweisen wollten. 16

MOTION
DATUM: 20.12.2023
LUKAS LÜTOLF

Verbot der öffentlichen Verwendung von
rassendiskriminierenden,
gewaltverherrlichenden oder
extremistischen, wie beispielsweise
nationalsozialistischen Symbolen (Mo.
23.4318)

Öffentliche Ordnung
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In der Wintersession 2023 hiess der Ständerat mit 23 zu 16 Stimmen bei 3 Enthaltungen
eine Motion der RK-SR für ein Verbot der öffentlichen Verwendung von
rassendiskriminierenden, gewaltverherrlichenden oder extremistischen, wie
beispielsweise nationalsozialistischen, Symbolen gut. Diese wurde von der
Rechtskommission als Reaktion auf die Motion Binder-Keller (mitte, AG) lanciert, die
zum Ziel hatte, Nazisymbolik im öffentlichen Raum ausnahmslos zu verbieten. Im
Unterschied zur Motion Binder wollte die Kommissionsmotion den Wirkungsbereich des
Verbotes auf weitere extremistische, gewaltverherrlichende und
rassendiskriminierende Symbole ausweiten und es der Regierung überlassen, ob das
Verbot in einem Spezialgesetz oder im Strafgesetzbuch umzusetzen sei. Die Mehrheit
der Ständekammer gab diesem breiter gefassten Ansatz den Vorzug, während die Mitte-
Links-Minderheit lieber die Motion Binder-Keller überweisen wollte und die
Kommissionsmotion daher ablehnte. 17

MOTION
DATUM: 20.12.2023
LUKAS LÜTOLF

Nachdem der Ständerat in der Wintersession 2023 einer Motion der RK-SR für ein
Verbot der öffentlichen Verwendung von rassendiskriminierenden,
gewaltverherrlichenden oder extremistischen, wie beispielsweise
nationalsozialistischen, Symbolen zugestimmt hatte, folgte ihm der Nationalrat in der
Sondersession vom April 2024 mit 133 zu 38 Stimmen bei 17 Enthaltungen. Die
Gegenstimmen und Enthaltungen stammten ausschliesslich von den Mitgliedern der
SVP-Fraktion. Der Bundesrat wurde somit beauftragt, die gesetzliche Grundlage zu
schaffen, um die öffentliche Verwendung und Verbreitung von entsprechenden
Symbolen unter Strafe zu stellen. 
Sowohl der Bundesrat als auch die RK-NR hatten die Annahme der Motion empfohlen,
welche zeitgleich mit zwei parlamentarischen Initiativen (Pa.Iv. 23.400; Pa.Iv. 21.524)
behandelt wurde, die beide Verbote explizit für nationalsozialistische Symbolik
vorsahen. Die RK-NR betonte dabei den Wunsch eines etappenweisen Vorgehens
seitens des Bundesrates. So könne in einem ersten Schritt das Verbot von Symbolen,
welche eindeutig mit dem Nationalsozialismus in Verbindung gebracht werden können,
zügig umgesetzt werden. Die Gegnerschaft der Motion argumentierte überwiegend
damit, dass solche Verbote reine Symbolpolitik darstellten und in der konkreten
Anwendung keine Wirkung zeigten, wie unter anderem Minderheitensprecherin Barbara
Steinemann (svp, ZH) im Plenum ausführte. Für die Befürworterinnen und Befürworter
war hingegen gerade die aktuelle Zunahme von antisemitischen Vorfällen ein Zeichen,
dass nun konkreter Handlungsbedarf bestehe und die Bemühungen zur Extremismus-
Prävention strafrechtlicher Mittel bedürften, wie Kommissionssprecherin Patricia von
Falkenstein (ldp, BS) betonte. 18
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